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i. d. F. des zu seiner Änderung und Ergänzung vereinbarten 
Protokolls vom 10. Februar 1977 — Gesetz vom 16. Juni 1977 — 
(GBl. II Nr. 10 S. 204), § 19 FGB und die Richtlinie des Ple­
nums des Obersten Gerichts über die Bemessung des Unter­
halts für Kinder vom 16. Januar 1986 — Unterhaltsrichtlinie — 
(GBl. I Nr, 5 S. 41).

Nach Art. 31 Abs. 1 des o. a. Vertrages bestimmen sich die 
Rechtsverhältnisse zwischen Eltern und Kindern nach dem 
Recht des Vertragspartners, dessen Staatsbürger das Kind 
ist, also hier nach dem Recht der Deutschen Demokratischen. 
Republik. Nach Art. 31 Abs. 2 ist das Recht der Ungarischen 
Volksrepublik anzuwenden — vorausgesetzt, daß es für das 
Kind günstiger wäre —, wenn das Kind als Staatsbürger des 
e i n e n  Vertragspartners, der DDR, auf dem Territorium des 
а n d er en Vertragspartners, der UVR, wohnen würde. Das 
ist jedoch, wie sich aus dem Sachverhalt ergibt, nicht der 
Fall. Die Auffassung des Bezirksgerichts, wonach für das 
Kind die unterhaltsrechtlichen Bestimmungen des Familien­
rechts der Ungarischen Volksrepublik anzuwenden seien und 
der Verklagte zu einem Unterhalt in Höhe von 20 Prozent 
seines Einkommens zu verurteilen sei, ist unrichtig. Für die 
Bemessung seines Unterhalts für das Kind treffen die Rechts­
vorschriften des Familienrechts der Deutschen Demokrati­
schen Republik zu. Die Entscheidung des Kreisgerichts war 
demzufolge richtig.

§§ 15, 68 Abs. 1 Ziff. 2, 27 ZGB; g 39 FGB.
1. Zur Nichtigkeit eines Kaufvertrags, mit dem den Grund­
sätzen der sozialistischen Moral widersprechende Ziele ver­
folgt werden (hier: Verkauf eines Pkw durch einen geschie­
denen Ehegatten, um zu verhindern, daß er bei der Ver­
teilung des gemeinschaftlichen Eigentums nach Ehescheidung 
dem anderen zugesprochen wird).
2. Aus der Nichtigkeit eines Kaufvertrags folgt, daß keine 
Eigentumsrechte durch den Käufer erworben werden konnten. 
Demzufolge können durch eine weitere Verfügung des Nicht­
eigentümers über die Sache keine Eigentumsrechte übertra­
gen werden.
OG, Urteil vom 18. November 1986 — OFK 20/86.
Das Kreisgericht hatte im Ehescheidungsverfahren den An­
trag des Verklagten zur Verteilung des gemeinschaftlichen 
Eigentums abgewiesen, weil sich die Prozeßparteien darüber 
außergerichtlich geeinigt hätten. Durch diese Vereinbarung 
sollte die Klägerin den Pkw der Prozeßparteien erhalten.

Die gegen diese Entscheidung eingelegte Berufung des 
Verklagten hatte das Bezirksgericht abgewiesen, weil keine 
Gründe für die Anfechtung der außergerichtlichen Verein­
barung gegeben seien. Die Vereinbarung sei auch nicht nach 
§ 68 Abs. 1 Ziff. 2 ZGB wegen Moralwidrigkeit nichtig. Dem 
Argument des schwerstbeschädigten Verklagten, er sei wegen 
seiner Körperbehinderung auf den Pkw angewiesen, stünde 
entgegen, daß bei der Klägerin zwei minderjährige Kinder 
lebten, von denen der achtjährige Sohn der Prozeßparteien 
an Bronchialasthma leide.

Diese Entscheidung hat das Oberste Gericht im Kassations­
verfahren mit Urteil vom 4. März 1986 — 3 OFK 8/86 — (NJ 
1986, Heft 11, S. 471) aufgehoben und die Sache zur erneuten 
Verhandlung über die Berufung des Verklagten an das Be­
zirksgericht zurückverwiesen. Das Oberste Gericht hat in sei­
nem Urteil darauf hingewiesen, daß es mit den Grundsätzen 
der sozialistischen Moral unvereinbar ist, die Erleichterungen 
und die Fürsorge zugunsten eines schwerstbeschädigten Bür­
gers bei der Verteilung des gemeinschaftlichen Eigentums 
nach Ehescheidung nicht zu seinem Vorteil zu berücksichtigen.

Das Bezirksgericht hat in der erneuten Berufungsverhand­
lung nach Anhörung beider Prozeßparteien und der Verneh­
mung des Zeugen K. die Berufung des Verklagten wiederum 
abgewiesen. Zur Begründung hat es ausgeführt: Die Klägerin 
habe den Pkw am 31. Januar 1986 an den Zeugen K. ver­
kauft; die Umschreibung der Kfz-Papiere sei am 4. März 1986 
erfolgt. Obgleich ihr Verhalten im Hinblick auf ihr früher 
geäußertes dringliches Interesse an dein Pkw wegen notwen­
diger Arztbesuche mit dem Sohn unverständlich sei, sei sie 
auf Grund der vorangegangenen rechtskräftigen Entscheidung 
des Bezirksgerichts als rechtmäßiger Eigentümer des Pkw zu 

. seiner Veräußerung berechtigt gewesen. Von dem Kassations- 
antrag habe sie erst Ende Februar 1986 Kenntnis erlangt. 
Es sei deshalb von einem rechtswirksamen Verkauf des Pkw 

. auszugehen. Da er zur Verteilung nicht mehr zur Verfügung 
stünde, sei die Berufung des Verklagten abzuveisen.

Gegen dieses Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der 
Erfolg hatte.
Aus der Begründung:
Für die Feststellung des Bezirksgerichts, daß der Pkw wegen 
des rechtswirksamen Verkaufs nicht mehr für die Verteilung 
zur Verfügung stünde, sind keine ausreichenden Grundlagen 
gegeben. So lassen die Zahlung des Kaufpreises Ende De­
zember 1985 bzw. Anfang Januar 1986, die spätere Abfas­
sung des Kaufvertrags am 31. Januar 1986, die entgegen § 11 
StVZO erst am 4. März 1986, dem Tage der Kassationsver­
handlung, erfolgte Meldung des Eigentumswechsels, die wei­
tere Nutzung des Pkw durch die Klägerin und weitere Um­
stände begründete Zweifel an der Rechtswirksamkeit des 
Kaufvertrags zu. Das Bezirksgericht hätte zu den einzelnen 
Umständen des Vertragsabschlusses und des Übergangs des 
Eigentums (§§ 25, 26 ZGB) genauere Feststellungen treffen 
müssen, um über die Wirksamkeit bzw. Nichtigkeit des Ver­
trags zwischen der Klägerin und dem Zeugen befinden zu 
können. (Es folgen Ausführungen zur künftigen Sachaufklä­
rung.)

Erst nach weiterer -Sachaufklärung wird es möglich sein, 
die im einzelnen ermittelten Umstände in ihrem Zusammen­
hang zu würdigen und über die Rechtswirksamkeit des Kauf­
vertrags zu befinden. Dabei wird davon auszugehen sein, daß 
bereits nach den jetzigen Feststellungen vieles dafür spricht, 
daß die Klägerin mit dem nachträglichen Verkauf des Pkw 
zum Nachteil des Verklagten dem Ziel und Ergebnis des Kas­
sationsverfahrens entgegenwirken wollte. Ein Zusammen­
wirken der Klägerin und des Zeugen K. beim Verkauf des 
Pkw, um eine Übertragung des Pkw in das Alleineigentum 
des Verklagten zu verhindern, wäre als eine unzulässige 
Rechtsausübung einzuordnen, wenn mit ihr den Grundsätzen 
der spzialistischen Moral widersprechende Ziele verfolgt wur­
den (§ 15 Abs, 2 ZGB). Dieses mit den Grundsätzen der so­
zialistischen Moral unvereinbare Verhalten der Klägerin 
hätte die Nichtigkeit des Kaufvertrags zur Folge (•§ 68 Abs. 1 
Ziff. 2 ZGB). Nach § 15 Abs. 1 ZGB sind subjektive Rechte 
entsprechend ihrem gesellschaftlichen Inhalt und ihrer 
Zweckbestimmung auszuüben.

Während des Kassationsverfahrens wurde bekannt, daß 
der Zeuge K. inzwischen den Pkw an den Bürger R. weiter­
verkauft hat. Dieser neue Sachverhalt ist vom Bezirksgericht 
in die Prüfung, ob insoweit von einem gültigen Kaufvertrag 
auszugehen ist, einzubeziehen. Ergeben sich nach der weite­
ren Aufklärung des Sachverhalts ausreichende Gesichtspunkte 
für die Nichtigkeit des Kaufvertrags zwischen der Klägerin 
und dem Zeugen K., sind die sich darauf stützenden nach­
folgenden weiteren Rechtshandlungen gleichfalls nichtig.

Aus einer Nichtigkeit des Kaufvertrags folgt, daß der 
Zeuge K. keine Eigentumsrechte an dem Pkw erwerben 
konnte. Durch seine weitere Verfügung als Nichteigentümer 
konnte er seinerseits an den Bürger R. keine Eigentums­
rechte übertragen (§ 27 ZGB). Demnach ist der zwischen ihm 
und dem Bürger R. abgeschlossene Kaufvertrag ebenfalls 
nichtig (vgl. OG, Urteil vom 23. Oktober 1984 - 2 OZK 28/84 - 
NJ 1985, Heft3, S. 118). Die auf Grund der nichtigen Kauf­
verträge bereits erfolgten Leistungen wären gemäß § 69 
Abs. 1 ZGB i. V. m. § 356 ZGB herauszugeben.

Es wgre möglich — eine entsprechende Antragstellung 
eines Beteiligten vorausgesetzt — den gesamten Konflikt 
durch eine Einbeziehung der Bürger K. und R. in das Ver­
fahren als weitere Verklagte gemäß § 35 Abs. 1 ZPO zu lösen 
(vgl. OG, Urteil vom 1. Juli 1977 - О AK 11/77 - NJ 1977, 
Heft 16, S. 563). Im vorliegenden Verfahren ist es allerdings 
im Hinblick auf den Stand der Sachaufklärung durch das Be­
zirksgericht im Unterschied zu den Ausführungen in dem an­
geführten Urteil nicht erforderlich, die Sache zur Wahrung der 
Rechte der Prozeßparteien an das Kreisgericht zurückzuver- 
weisen. Das Bezirksgericht wird im weiteren durch die Wahr­
nehmung seiner Hinweispflicht (§ 2 Abs. 3 ZPO) auf eine 
sachdienliche Antragstellung der Prozeßparteien hinzuwirken 
haben. Dabei sind im Verhältnis der geschiedenen Ehepart­
ner zueinander die Ausführungen im Kassationsurteil des 
Obersten Gerichts vom 4. März 1986 gegebenen Hinweise zur 
Eigentumsverteilung nach Ehescheidung zu beachten. Dem


